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_____  Northeim, 5. Juni 2007 

Kreis-SPD: Jugendhilfeplanung soll fortgesetzt werden 

Ein Votum für die Fortsetzung der Jugendhilfeplanung im Landkreis Northeim hat die SPD-

Kreistagsfraktion abgegeben. Die Hauptaufgabe der Jugendhilfeplanung ist die Herstellung 

oder Sicherung von positiven Lebensbedingungen für Kinder, Jugendliche und Familien. Sie 

ist ein kontinuierlicher Prozess mit vielen Beteiligten Personen und Institutionen. In den 

vergangenen Jahren wurde in den verschiedenen im Landkreis gebildeten Sozialräumen an 

aktuellen Themenstellungen gearbeitet. Entstanden ist daraus beispielsweise im Bereich 

Uslar/Bodenfelde die generationenübergreifende Familienförderung in einem 

Familienzentrum bzw. einem Mehrgenerationenhaus. 

 

Die Sozialdemokraten im Northeimer Kreistag haben nun den Themenkatalog für eine 

Fortsetzung dieser Arbeit um eigene Vorschläge angereichert. So könnte die Problematik der 

Schwangerschaften junger Mädchen mit einem nachhaltigen und flächendeckend 

durchgeführten Projekt der so genannten "Babysimulatoren" an Schulen bearbeitet werden. 

Zur Vermeidung weiterer Armut von Kindern und Jugendlichen sollten 

Schuldenpräventionsprojekte unbedingt kontinuierlich fortgeführt werden, in denen 

beispielsweise die Verschuldung durch unkontrollierten Handygebrauch erörtert wird. Auch 

die Zusammenarbeit Kindertagesstätten-Schulen-Polizeipräventionsfachkräfte-öffentlicher 

Gesundheitsdienst soll verstärkt und intensiv begleitet werden. Die SPD sieht in diesen und 

weiteren Handlungsfeldern ein weites Spektrum für freie Träger der Jugendsozialarbeit und 

dem öffentlichen Jugendhilfeträger, um dringende gesellschaftspolitische Belange einer 

Erörterung und Bearbeitung zuzuführen. 

 

Unerlässlich ist für die SPD-Kreistagsfraktion dabei auch die Notwendigkeit einer 

professionellen Begleitung des Planungsprozesses durch das Jugendamt. Sie hat deshalb in 

der letzten Sitzung des Jugendhilfeausschusses deutlich gemacht, dass sie die Bereitstellung 

der entsprechenden Ressourcen erwartet und diese bei Bedarf mit eigenen Vorschlägen 

herbeiführen will. 


